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berufliche Tätigkeit neben der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
 

 

 

 
Das anwaltliche Berufsrecht lässt es grundsätzlich zu, neben der Zulassung zur Rechts-

anwaltschaft eine weitere berufliche Tätigkeit auszuüben. 

 

Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wäre aber nach § 7 Nr. 8 Bundesrechtsanwaltsord-

nung (BRAO) zu versagen bzw. nach § 14 II Nr. 8 BRAO zu widerrufen, wenn es sich 

um eine Tätigkeit handelt, die mit dem Beruf des Rechtsanwalts, insbesondere seiner 

Stellung als unabhängiges Organ der Rechtspflege, nicht vereinbar ist oder das Ver-

trauen in seine Unabhängigkeit gefährden kann. 

 

Nach der Rechtsprechung zur Vereinbarkeit nach §§ 7 Nr. 8 und 14 II Nr. 8 BRAO muss 

die Tätigkeit inhaltlich mit dem Anwaltsberuf vereinbar und die Ausübung des Anwalts-

berufes rechtlich und tatsächlich möglich sein: 

 

Als inhaltlich unvereinbar gelten regelmäßig Tätigkeiten im öffentlichen Dienst, die mit 

der Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben und einer Tätigkeit nach außen verbunden sind 

oder erwerbswirtschaftliche Tätigkeiten, bei denen sich die Gefahr einer Interessenkolli-

sion deutlich abzeichnet – meist bei aquisitorischen Tätigkeiten – und dieser Gefahr nicht 

durch Berufsausübungsregeln begegnet werden kann, so in ständiger Rechtsprechung des 

BGH entschieden z.B. für den Beruf des Versicherungsmaklers.  

 

Die tatsächliche Möglichkeit zur Ausübung des Anwaltsberufes wird in der Regel bejaht, 

wenn über die Dienstzeit hinreichend frei verfügt werden kann und sich nicht erhebliche 

Einschränkungen aus einer etwaigen Entfernung zwischen Dienstort und Kanzleisitz er-

geben. 

 

Rechtlich muss die Möglichkeit, den Anwaltsberuf ausüben zu können, im Anstellungs-

vertrag oder einer Zusatzvereinbarung dazu abgesichert sein. Eine Erklärung des Arbeit-

gebers, dass anwaltliche Tätigkeit neben der Anstellung ausgeübt werden kann, genügt 

nicht. Es muss eine unwiderrufliche Erklärung des Arbeitgebers vorliegen, in der dieser 

die anwaltliche Tätigkeit des Bewerbers/Rechtsanwaltes unbefristet und unbeschränkt 

gestattet und ihn für jede anwaltliche Tätigkeit von Dienstpflichten freistellt, ohne dass er 

eine Erlaubnis für den Einzelfall einholen muss. 
 

Damit die Vereinbarkeit der anderweitigen Tätigkeit mit dem Beruf des Rechtsanwalts 

geprüft werden kann, muss, am besten unter Vorlage einer Stellenbeschreibung, gegebe-

nenfalls auch einer Kopie des Arbeitsvertrages, genau beschrieben werden, welchen In-

halt und welchen zeitlichen Umfang die Tätigkeit hat. Des Weiteren ist besagte Freistel-

lungserklärung vorzulegen. 

 

Diese Angaben sollten im Verfahren auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft möglichst 

frühzeitig beigebracht werden. Das Eingehen eines Beschäftigungsverhältnisses oder die 

wesentliche Änderung eines bestehenden Beschäftigungsverhältnisses ist nach § 56 III 

Nr. 1 BRAO auch nach erfolgter Zulassung dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer 

anzuzeigen. 

 


